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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energie

Im März 2017 debattierte der Nationalrat über den Verfassungsartikel über ein Klima-
und Energielenkungssystem (KELS). Nachdem die UREK-NR im Januar einstimmig
Nichteintreten empfohlen hatte, deklarierten alle Fraktionen der grossen Kammer, dass
sie nicht auf die Vorlage eintreten wollen. Die Parteien argumentierten dabei sehr
unterschiedlich. Während die SVP ein Energielenkungssystem und die Energie- und
Klimaziele insgesamt in Frage stellte, betonten FDP und CVP die Schwierigkeiten für die
Wirtschaft, welche das KELS nach sich ziehen würde. Stefan Müller-Altermatt (cvp, SO)
sagte für die CVP-Fraktion, das KELS sei „in der besten aller Welten das beste aller
Systeme". Da wir aber nicht in der besten aller Welten leben würden, lehne die CVP die
Vorlage ab. Eric Nussbaumer (sp, BL) hielt fest, dass es bereits eine
Verfassungsgrundlage für Lenkungsabgaben gebe und das KELS deshalb nicht notwendig
sei. Grüne und Grünliberale lehnten das KELS ebenfalls ab, betonten aber die
Wichtigkeit eines Massnahmenmixes zur Erreichung der Energie- und Klimaziele.
Obschon ein Nichteintreten quasi von Beginn der Debatte an feststand, dauerte die
Diskussion über zwei Stunden. Dies war vor allem auf die zahlreichen Fragestellungen
aus der SVP-Fraktion zurückzuführen: Insgesamt 39 Fragen stellten Mitglieder der SVP-
Fraktion den Rednerinnen und Rednern der anderen Fraktionen, zumeist mit dem Ziel,
deren Haltung zum ersten Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050 in Frage zu
stellen. Die meisten Wortmeldungen kamen dabei von Magdalena Martullo-Blocher,
Adrian Amstutz, Albert Rösti, Walter Wobmann, Christian Imark und Toni Brunner. Das
abschliessende Votum von Bundesrat Maurer für das KELS änderte nichts: Die grosse
Kammer beschloss ohne Gegenantrag Nichteintreten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.03.2017
NIKLAUS BIERI

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Die zeitgemässe und zukunftsgerichtete Erhebung der Umweltauswirkungen von
Personenwagen verlangte Nationalrat Grossen (glp, BE) mit einem Postulat. Mit einem
Bericht solle der Bundesrat Klarheit über die Umweltauswirkungen von Personenwagen
aller Antriebssysteme schaffen, wobei die Resultate verständlich und für alle
Antriebsarten identisch dargestellt werden sollen. Grossen begründete sein Postulat
mit der angesichts vielfältiger und qualitativ unterschiedlicher Studien und
verschiedenen Messgrössen wachsenden Verunsicherung in der Bevölkerung. Um eine
angemessene Konsumentscheidung zu treffen, sei die Bevölkerung auf einen Bericht
angewiesen, der die Umweltauswirkungen verschiedener Antriebsarten korrekt und
verständlich vergleiche.
Das Postulat wurde von Nationalrat Wobmann (svp, SO) bekämpft: Er verlangte im
Plenum des Rats, welcher das Postulat im September 2019 behandelte, dass «das UVEK
besser überlegen» solle, «wie die Strasseninfrastruktur auf Vordermann gebracht
werden» könne, «anstatt für viel Geld nutzlose Berichte» zu erstellen. 
Bundesrätin Sommaruga unterstützte das Postulat jedoch. Sie verwies auf die
«Roadmap Elektromobilität 2022», in deren Rahmen ein ähnlicher Bericht für
Personenwagen mit Elektroantrieb erstellt werde. Diese Arbeiten könnten dann mit
einem Vergleich von Personenwagen anderer Antriebsart verbunden werden. Die SVP-
Fraktion stimmte geschlossen dagegen, alle anderen Fraktionen stimmten zu: Mit 125 zu
65 Stimmen (0 Enthaltungen) wurde das Postulat angenommen. 2

POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
NIKLAUS BIERI

Die FDP.Liberale-Fraktion reichte im September 2019 ein Postulat zur Förderung
zukunftsfähiger Mobilität ein. Der Bundesrat solle in einem Bericht festhalten, wie
Pilotregionen zur Erforschung von zukunftsfähigen, nachhaltigen Mobilitätslösungen
etabliert werden können – die FDP.Liberale-Fraktion hatte dabei besonders das
autonome und CO2-freie Fahren im Blick. Zudem sollte das Postulat die Regierung
beauftragen darzulegen, wie entsprechende Projekte, die in Zusammenarbeit mit
Hochschulen und der Industrie erarbeitet werden sollen, gefördert werden können.
Schliesslich solle auch die Finanzierung der notwendigen Infrastruktur für diese

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Projekte dargelegt werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats.
Walter Wobmann (svp, SO) bekämpfte den Vorstoss im Dezember 2019, wodurch er in
der Sommersession 2021 im Nationalrat behandelt wurde. Wobmann kritisierte im Rat,
«dass der Staat für alles zuständig sein soll und die Bevölkerung auch bei der Mobilität
bevormunden will». Da es bereits genügend Fortschritte in Sachen Dekarbonisierung
des Verkehrs gebe, solle das Postulat abgelehnt werden. Die Mehrheit der grossen
Kammer teilte diese Meinung jedoch nicht; der Nationalrat nahm das Postulat mit 110 zu
80 Stimmen an. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden
SVP-Fraktion sowie von einer grossen Mehrheit der Mitte-Fraktion, aus deren Reihen
sich in der Debatte niemand zu Wort gemeldet hatte. 3

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Im Jahr 2019 reichten die Nationalrätinnen und Nationalräte Candinas (cvp, GR;
19.4443), Graf-Litscher, (sp, TG; 19.4444), Schaffner (glp, ZH; 19.4445) sowie Töngi (gp,
LU; 19.4446) je eine gleichlautende Motion zur Steigerung des Anteils des öffentlichen
Verkehrs am Gesamtverkehr ein. Sie forderten den Bundesrat auf, einen
Massnahmenplan zur Steigerung des ÖV-Anteils zu erstellen, da das CO2-Reduktionsziel
des Bundesrates von netto null bis 2050 nur so erreicht werden könne. Der Bundesrat
beantragte die Annahme der Motionen. Nachdem diese in der Sommersession 2020 von
Walter Wobmann (svp, SO) bekämpft worden waren, kamen sie ein Jahr später – in der
Sommersession 2021 – in den Nationalrat. Dort argumentierte Wobmann, dass der
öffentliche Verkehr nicht gegen andere Verkehrsträger ausgespielt werden solle.
Ausserdem werde der öffentliche Verkehr bereits stark subventioniert. Schliesslich wies
Wobmann darauf hin, dass auch der Privatverkehr immer umweltfreundlicher werde. In
der Abstimmung votierten neben der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion auch die
meisten Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion gegen die Motionen. Die Mehrheit der
grossen Kammer stellte sich aber hinter das Anliegen der Motionäre und nahm die
Vorstösse an. 4

MOTION
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB NR, 2017, S. 283 ff.; LT, NZZ, 9.3.17
2) AB NR, 2019, S. 1522 f.
3) AB NR, 2021, S. 1416
4) AB NR, 2021, S. 1420 ff.
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